
Walwei, Ulrich; Werner, Heinz

Research Report

Großbritannien: "Europas kranker Mann" genesen.
Die wirtschaftliche Gesundung erfaßt nun auch den
Arbeitsmarkt

IAB-Kurzbericht, No. 8/1998

Provided in Cooperation with:
Institute for Employment Research (IAB)

Suggested Citation: Walwei, Ulrich; Werner, Heinz (1998) : Großbritannien: "Europas kranker Mann"
genesen. Die wirtschaftliche Gesundung erfaßt nun auch den Arbeitsmarkt, IAB-Kurzbericht, No.
8/1998, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), Nürnberg

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/158053

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/158053
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


In aller Kürze

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit Nr. 8 / 17. 4. 1998

Großbritannien

„Europas kranker Mann“ genesen
Die wirtschaftliche Gesundung erfaßt nun auch den Arbeitsmarkt

Arbeitslosenquoten in Großbritannien
und in Deutschland* 1982 – 1996, in %

0

5

6

7

8

9

10

11

12

* ab 1991 einschließlich neue Bundesländer
Quelle: Eurostat, Erhebung über Arbeitskräfte, versch. Jahrgänge
OECD, Quarterly Labour Force Statistics 2/1997
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• In den 80er und 90er Jahren hat Großbritannien seine Wirtschafts- und Arbeits-
marktverfassung umgestaltet: durch eine Liberalisierung der Gütermärkte, durch
Steuer- und Abgabensenkungen, durch Kürzung von Sozialtransfers sowie durch
eine massive Einschränkung gewerkschaftlicher Macht.

• Ähnlich wie der US-amerikanische Arbeitsmarkt war der britische darüber hinaus
wenig reguliert und hoch flexibel.

• Die rechtlich-institutionellen Veränderungen dämpften die Lohnentwicklung;
die Lohndifferenzierung nahm zu.

• Die Kehrseite der Medaille: Armut trotz Arbeit und deren Konzentration auf
bestimmte Gruppen. Der Anteil der Haushalte ohne irgendeinen Erwerbstätigen
(workless households) liegt inzwischen bei 20 Prozent.

– Bis Mitte der 90er Jahre
überstieg die britische
Arbeitslosenquote die
deutsche noch bei weitem.

– Seit 1993 fällt sie jedoch
kontinuierlich und liegt heute
bereits darunter.

– Auch stieg die britische
Arbeitslosenquote nicht wie
bei uns von Rezession zu
Rezession.

Ulrich Walwei, Heinz Werner
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Großbritannien

„Europas kranker Mann“ genesen
Die wirtschaftliche Gesundung erfaßt nun auch den Arbeitsmarkt

Einleitung
Vor 20 Jahren hatte Großbritannien
wegen seiner angeschlagenen Wirt-
schaft und mangelnder Wettbe-
werbsfähigkeit den Ruf, der „kranke
Mann Europas“ zu sein.Heute blickt
das Land auf einen nun schon seit
einigen Jahren anhaltenden Wirt-
schaftsaufschwung zurück und gilt
als führende Adresse für Investitio-
nen aus dem Ausland.1) Seit einigen
Jahren sinkt die Arbeitslosigkeit,
und auch die Beschäftigung steigt
wieder an (Abbildungen 1, 2 und
Tabelle 1). Vor diesem Hintergrund
erscheint es sinnvoll, einen Blick auf
die hinter der Trendwende am Ar-
beitsmarkt stehenden Mechanismen
zu werfen.

Arbeitslosigkeit
Bis Mitte der 90er Jahre lag die briti-
sche Arbeitslosenquote noch über
der deutschen (vgl. Titelgrafik bzw.
Abbildung 1).2) Seit 1993 geht die
britische Quote laufend zurück – mit
weiter fallender Tendenz. Die Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit – ge-
messen an der Quote – weist in
Großbritannien stärkere zyklische
Schwankungen auf als hierzulande.
Das wirtschaftliche Auf und Ab hat
mehr als anderswo Spuren auf dem
Arbeitsmarkt hinterlassen.

Die Verbesserung der Arbeitsmarkt-
situation in den neunziger gegen-
über den achtziger Jahren wird nicht
nur dadurch erkennbar, daß in den
letzten Jahren die Arbeitslosenquo-
te kontinuierlich zurückgegangen
ist.Auch der Höchststand in der letz-
ten Rezession (1993) lag unterhalb
des Höchststandes der vorletzten
(1986). Die britische Arbeitslosen-
quote stieg also nicht wie bei uns von
Rezession zu Rezession.

Bei der Struktur der Arbeitslosigkeit
fällt auf, daß die Arbeitslosenquote
der Frauen erheblich unter der der

Arbeitslosenquoten in Großbritannien
und in Deutschland* 1982 – 1996, in %
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Abbildung 2

Abbildung 1

1) Das Land steht weltweit an dritter Stelle für Direktinvestitionen – nach den USA und China. Vgl. Blick
durch die Wirtschaft vom 6. 1. 1998

2) Wegen der besseren Vergleichbarkeit werden die Arbeitslosenquoten von Eurostat herangezogen.
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Tabelle 1

Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und 
Arbeitslosenquote in Großbritannien und in Deutschland

Männer liegt. Dies entspricht nicht
dem Trend in den meisten anderen
EU-Ländern.Erklärt wird dieser Un-
terschied mit dem strukturellen Wan-
del hin zu den Dienstleistungen.
Während Männer – aus traditionel-
len Industrien freigesetzt – oft nur
schwer wieder einen neuen Arbeits-
platz finden, bietet die Dienstlei-
stungswirtschaft vielen Frauen adä-
quate Beschäftigungsmöglichkeiten
(z. B. die von ihnen häufiger ge-
wünschten Teilzeitarbeitsverhältnis-
se). Zur Sorge Anlaß geben die dop-
pelt so hohe Arbeitslosigkeit der Ju-
gendlichen3) und der ethnischen Mi-
noritäten und der nach wie vor hohe
Anteil (40%) von Langzeitarbeits-

losen (1 Jahr und länger ohne Be-
schäftigung) an der Gesamtarbeitslo-
sigkeit. Bemerkenswert ist die Kon-
vergenz der regionalen Arbeitslosen-
quoten innerhalb Großbritanniens,
die in Europa ihresgleichen sucht.

Ein verändertes Erwerbsverhalten
hat zum Rückgang der Arbeitslo-
sigkeit beigetragen: Jugendliche blie-
ben länger in Ausbildung und Ältere
gingen in größerer Zahl in den Vorru-
hestand.4) Da diese beiden Gruppen
überdurchschnittlich von Arbeits-
losigkeit betroffen waren, trägt deren
Rückzug vom Arbeitsmarkt auch
überproportional zum Sinken der
Gesamtarbeitslosenquote bei.

Großbritannien befindet sich nun
bereits im sechsten Jahr eines lang-
anhaltenden wirtschaftlichen Auf-
schwungs (seit 1991/1992), der mit
zunehmend positiven Wirkungen
auf dem Arbeitsmarkt einherging.
Ausschlaggebend für die konjunktu-
relle Wende waren die Freigabe des
Wechselkurses im Herbst 1992, die
zu einer exportfördernden Pfundab-
wertung führte, die drastische Sen-
kung der Leitzinsen und ein nicht zu-

3) Bei der Beurteilung der Jugendarbeitslosigkeit ist folgendes zu bedenken: Wenn, wie in GB, die Bildungs-
beteiligung der Jugendlichen erheblich ansteigt, dann wird die Basis zur Berechnung der Arbeitslosenquote,
also der Nenner (Erwerbspersonen), kleiner. Dies würde z. B. bei gleichbleibender Arbeitslosenzahl ein
Ansteigen der Quote bedeuten.Weiterhin ist zu bedenken, aus welcher Situation heraus eine Beschäftigung
gesucht wird. So waren 1996 ein Drittel der arbeitslosen Jugendlichen im Alter von 16 – 19 Jahren in Vollzeit-
ausbildung und suchten nur eine Teilzeitbeschäftigung. Vgl. Peter Robinson (1997): Labour market studies:
United Kingdom; Report prepared for the European Commission, Brussels/Luxemburg, S. 14

4) Julian Morgan (1996): Labour market recoveries in the UK and other OECD countries, in: Department of
Education and Employment: Labour market trends, December 1996, S. 529 ff.

1986-90 1991-95 1996 1997* 1998*

Großbritannien
BIP-Wachstum (real) 3,3 1,3 2,3 3,5 1,9
Erwerbstätigen-
wachstum 1,8 – 0,9 0,1 1,6 0,6
Arbeitslosenquote 9,0 9,5 8,2 7,1 6,5

Deutschland
BIP-Wachstum (real) 3,4 2,1 1,4 2,2 2,6
Erwerbstätigen-
wachstum 1,5 – 0,4 – 1,2 – 1,4 – 0,1
Arbeitslosenquote 5,9 7,3 8,8 9,7 9,8

* 1997 und 1998 Schätzung. Quelle: Europäische Kommission (1998); (Arbeitslosenquoten nach Eurostat)

Die Identität 
ET = Bev x EQ x BQ
setzt sich folgendermaßen
zusammen:
ET = Bev x EP/Bev x ET/EP 
wobei:
ET = Zahl der Erwerbstätigen
EP = Zahl der Erwerbsper-

sonen (Erwerbs-
tätige+Arbeitslose) 

Bev = Bevölkerung im
erwerbsfähigen Alter 

EP/Bev = Erwerbsquote = EQ 
ET/EP = Beschäftigungsquote 

= BQ

ET = Bev x EQ x BQ

werbstätigkeit, ohne aber bisher das
Niveau von Ende der 80er Jahre zu
erreichen, wohingegen sie in
Deutschland (W) seither sank. Erst
als der wirtschaftliche Aufschwung
an Dauer und Fahrt gewonnen hatte,
ergaben sich in den Jahren 1994-1996
höhere Wachstumsraten der Er-
werbstätigkeit von rd. 1% jährlich.
Großbritannien befindet sich somit
im Vergleich zu Deutschland kon-
junkturell in einem ganz anderen
Stadium. Dies ist insofern kein No-
vum, als auch in der Vergangenheit
Großbritannien im Vergleich zu
Kontinentaleuropa einen zeitver-
setzten Konjunkturverlauf aufwies.
Großbritannien war immer früher
als das übrige Europa von rezessiven
Tendenzen betroffen und entspre-
chend früher setzte dort die wirt-
schaftliche Erholung ein.

Angebotsseite

Bei der Analyse der Arbeitsmarkt-
entwicklung sind angebots- und
nachfrageseitige Komponenten zu
berücksichtigen.Um die Unterschie-
de bzw. Gemeinsamkeiten zwischen
den beiden Ländern herauszuarbei-
ten, wird im folgenden zunächst auf
die Angebotsseite (Demographie
und Erwerbsverhalten) eingegangen
und in einem zweiten Ansatz auf den
Zusammenhang von Wirtschafts-
wachstum und Beschäftigung. Die
angebotsseitig orientierten Kompo-
nenten des Beschäftigungswachs-
tums lassen sich über die folgende
Identitätsgleichung darstellen:

Beschäftigung
letzt durch gleichzeitig wachstums-
und konsumfördernde Einkommen-
steuersenkungen verursachtes, be-
trächtliches Staatsdefizit in den Jah-
ren 1992-1994.

Wie die Abbildung 2 zeigt,verlief die
britische und deutsche Beschäfti-
gungsentwicklung eine Zeit lang
sehr ähnlich. Seit 1992 gab es aller-
dings eine Trendwende in Großbri-
tannien.Ab diesem Jahr stieg die Er-
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5) Die gestiegene Beschäftigungsquote in Großbritannien – hier verstanden als der beschäftigte Teil der Er-
werbspersonen – ist auf die Verringerung der Arbeitslosigkeit zurückzuführen.Durch Umformung kann man
zeigen, daß ET/EP = 1 - AQ/100,AQ = Arbeitslosenquote

6) So auch das Herbstgutachten der wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute, abgedruckt in: DIW
(1997):Die Lage der Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft im Herbst 1997,DIW Wochenbericht 44/97,
S. 861; Peter Robinson (1997), a. a. O. S. 155.

7) Vgl. zur Lohnspreizung OECD (1996): Employment Outlook, Paris, S. 59 ff.
8) Christoph Schröder (1997): Industrielle Arbeitskosten im internationalen Vergleich 1980 bis 1996, in IW-

Trends 2/97, S. 48 und Nigel Meager (1997): a. a. O. S. 815 

Tabelle 2

Komponenten des Beschäftigungswachstums 
auf der Angebotsseite (Demographie und Erwerbsverhalten)
Veränderungen 1983 – 1995, in %

ET Bev EQ BQ

Großbritannien 9,9 3,4 3,3 2,9

Deutschland (West) 8,5 6,4 2,3 – 0,4

Quellen: OECD, Eurostat, eigene Berechnung

Tabelle 3

Komponenten des Beschäftigungswachstums 
auf der Nachfrageseite (Wirtschaftswachstum) 
Veränderungen 1983 – 1995, in %

Y ET JAZ AP

Großbritannien 32,5 9,9 0,9 18,4

Deutschland (West) 34,7 8,5 – 9,3 37,0

Die Identität 
Y = ET x JAZ x AP
setzt sich folgendermaßen zusam-
men:
Y = ET x AV/ET x Y/AV
wobei:
Y= BIP
ET = Erwerbstätige
AV = jährliches Gesamt-

arbeitsvolumen 
in Stunden

AV/ET = durchschnittliche 
Jahresarbeitszeit 
je Erwerbstätigen 
in Stunden = JAZ

Y/AV = Arbeitsproduktivität 
je Erwerbstätigenstunde
= AP

Y = ET x JAZ x AP

Näherungsweise kann dieser Zusam-
menhang in Wachstumsraten ausge-
drückt werden. Dadurch können die
Beiträge der einzelnen Komponen-
ten sichtbar gemacht und ein Ver-
gleich zwischen den Ländern vorge-
nommen werden. Berechnet man für
obige Relation die prozentualen Ver-
änderungen für die Zeit von 1983 bis
1995, dann ergeben sich die in Ta-
belle 2 aufgeführten Werte.

Die Zerlegungsrechnung zeigt, daß
das britische Beschäftigungswachs-
tum – anders als in Deutschland (W)
– in jeweils etwa gleichem Umfang
aus dem Zuwachs der Bevölkerung
im erwerbsfähigen Alter, einer höhe-
ren Erwerbsquote (v.a. von Frauen)
und einem Rückgang der Arbeitslo-
senquote gespeist wurde.5) Im Ver-
gleich zu Deutschland (W) stieg die
Erwerbsbevölkerung längst nicht so
stark,u.a.deshalb,weil Zuwanderun-
gen nach GB keine grofle Rolle spiel-
ten. Dadurch hatten Arbeitslose und
andere Nicht-Erwerbspersonen (z. B.
aus der Stillen Reserve, wie etwa Be-
rufseinsteiger oder Berufsrückkeh-
rer) offenbar eine größere Chance,
Zugang zum Beschäftigungssystem
zu finden.

Nachfrageseite
Die gesamtwirtschaftlichen Bestim-
mungsfaktoren auf der Nachfragesei-
te des Arbeitsmarktes lassen sich aus
einer anderen Identitätsgleichung
ablesen, in der das Sozialprodukt
(Wirtschaftswachstum) in die Kom-
ponenten Stundenproduktivität, Jah-
resarbeitszeit und Erwerbstätige auf-
gespalten wird:

Näherungsweise läßt sich dies für den
Zeitraum 1983 – 1995 in Wachs-
tumsraten ausdrücken (siehe Ta-
belle 3).

Aus der Tabelle 3 wird deutlich, daß
im betrachteten Zeitraum das Wirt-
schaftswachstum in den beiden Län-
dern fast gleich hoch war. Die Zerle-
gungsrechnung legt den Schluß nahe,
daß die Entwicklung des britischen
Bruttoinlandsprodukts weit weniger
vom Produktivitätsfortschritt getra-
gen wurde als dies in Deutschland der
Fall war. Die Stundenproduktivität
ist deutlich weniger stark angestiegen
als das BIP. Die Jahresarbeitszeit
nahm im Zeitablauf leicht zu.

Löhne und Arbeitskosten

Der im Vergleich zu Deutschland we-
sentlich geringere Produktivitätsfort-
schritt dürfte nicht zuletzt auf die
Lohnentwicklung zurückzuführen
sein. Vor allem die 90er Jahre waren
geprägt durch eine moderate Lohn-
politik6), denn der Anstieg der nomi-
nalen Durchschnittsverdienste lag
nur wenig über der Inflationsrate.
Kennzeichnend für die britische
Lohnpolitik ist auch die seit Anfang
der 80er Jahre zunehmende Lohn-
spreizung.

Ein Hinweis auf die durchschnitt-
liche Lohnentwicklung ergibt sich
aus den Daten der Volkswirtschaft-
liche Gesamtrechnung der OECD
(Tabelle 4 auf S. 6). Man sieht, daß
das durchschnittliche Lohnniveau
pro Stunde in Großbritannien deut-
lich niedriger liegt und im Zeitablauf
auch langsamer gestiegen ist.

Weiterhin fällt das starke Auseinan-
derdriften der Löhne auf. Unter den
europäischen Ländern weist GB die
höchste und eine zugleich weiter
zunehmende Lohnspreizung auf.7)
Hingewiesen werden sollte auch auf
den im internationalen Vergleich re-
lativ niedrigen Anteil der Lohnne-
benkosten an den gesamten Arbeits-
kosten.8) Die Lohnnebenkosten wa-
ren aber schon seit langem gering
und erklären deshalb nicht den Be-
schäftigungsanstieg der letzten Jah-
re. Allerdings könnte die Beschäfti-
gung von Niedriglohnbeziehern be-
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9) Die Beschäftigung im Niedriglohnbereich wurde durch folgende Maßnahmen in den 80er Jahren gefördert:
Sowohl die Leistungen der Arbeitslosenunterstützung als auch der Sozialhilfe wurden herabgesetzt,um die
Arbeitnehmer zur Annahme auch niedrig entlohnter Tätigkeiten anzuhalten. Die Einstellung gering ent-
lohnter Arbeitskräfte wurde den Arbeitgebern durch eine degressive Ausgestaltung der Beiträge zu den
beitragsfinanzierten Leistungssystemen schmackhaft gemacht.Zugleich wurden Arbeitnehmern mit Fami-
lien und Kindern Zuschüsse angeboten, wenn sie eine Niedriglohnbeschäftigung ausübten. Vgl. Bernd
Schulte (1997): Großbritannien – Das Ende des Wohlfahrtsstaates, in: Sozialer Fortschritt, Nr. 2/97, S. 32 ff.

10)Siehe hierzu auch Eurostat (1995):Die Arbeitszeit in der Europäischen Union:Schätzung der tatsächlichen
Jahresarbeitszeit (1983 – 1993), Statistik Kurzgefaßt, Nr. 4/1995

11)Peter Robinson (199), a. a. O., S. 7
12)Nigel Meager (1997): a. a. O., S. 813
13)Allerdings liegt die Dauer eines Arbeitsverhältnisses in GB deutlich unter der in Deutschland.Siehe hierzu

OECD (1997): Employment Outlook, Paris, S. 129 ff.
14)Peter Robinson (1997), a. a. O., S. 21
15)Das Enterprise Allowance Scheme (Zuschuß bei Unternehmensgründung) gewährte seit Mitte der 80er

Jahre bis 1994 an Arbeitslose eine Pauschalsumme,wenn diese eine selbständige Existenz gründeten.Bis zu
100 000 Arbeitslose jährlich machten von dieser Möglichkeit Gebrauch.

16)Peter Robinson (1997): a. a. O., S. 8; Dan Corry (1995): UK employment policy:The deregulation approach;
Vortrag gehalten auf der Tagung der Friedrich-Ebert-Stiftung am 21. November 1995, S. 7. Es gibt auch
wenig Hinweise, daß dadurch zusätzliche Beschäftigung in nennenswertem Umfang geschaffen wurde.
Siehe: Nigel Meager (1997): British experiences in the reduction of unemployment, in: MittAB 4/97, S. 813.

17)Zu nennen sind z.B.die Privatisierungen und Deregulierungen im Finanzwesen,Verkehr,Kommunikation,
Energie- und Wasserversorgung.

18)Peter Robinson (1997): a. a. O., S. 9

günstigt worden sein, weil bei ihnen
der Lohnnebenkostenanteil sehr
niedrig ist.9)

Arbeitszeit 

Die durchschnittliche Arbeitszeit
der Erwerbstätigen ist in Großbri-
tannien nicht wie in anderen EU-
Ländern gesunken, sondern hat sich
zwischen 1983 und 1995 von 1719 Ar-
beitsstunden je Erwerbstätigen auf
1735 Arbeitsstunden sogar leicht er-
höht. Da gleichzeitig die Teilzeitquo-
te zugenommen hat – sie stieg von
1983 bis 1996 von 19% auf 25% – be-
deutet dies, daß die durchschnitt-
liche Arbeitszeit von Vollzeitbe-
schäftigten in 1995 länger ist als im
Jahre 1983.10) 

Hinzuweisen ist noch darauf, daß
Teilzeit überwiegend freiwillig aus-
geübt wird. In der Arbeitskräfteer-
hebung von 1996 erklärten nur 13%,
dafl sie lieber mehr arbeiten wür-
den.11) Es ist eine Polarisierung der
individuellen Arbeitszeiten zu beob-
achten: Mehr und mehr Arbeitskräf-
te haben eher lange Arbeitszeiten
und immer mehr Teilzeitbeschäftigte
haben verhältnismäßig kurze Ar-
beitszeiten.

Erwerbsformen

Vielfach wird behauptet, daß sich in
GB vor allem atypische Beschäfti-
gungsformen zunehmend verbrei-
ten. Hierfür gibt es nur wenige Bele-
ge. Teilzeitarbeit (als eine nur be-
dingt atypische Beschäftigung) hat
zwar zugenommen, aber befristete
Arbeitsverhältnisse, als atypische
Erwerbsform, verzeichnen nur eine

geringe Zunahme: Bis 1990 blieben
diese auf niedrigem Niveau – ca. 5%
aller Beschäftigungsverhältnisse –
und sind bis 1996 auf knapp über 7%
angestiegen. Dies ist eine im inter-
nationalen Vergleich relativ niedrige
Befristungsquote. Unabhängig da-
von könnten kürzere Beschäfti-
gungsdauern (job tenure) als Aus-
druck größerer „Flexibilität“ am
Arbeitsmarkt zugenommen haben.
Aber auch dafür gibt es wenig Be-
lege.12) Unterbrechungen und insta-
bile Beschäftigungsverhältnisse ha-
ben insgesamt keine dramatische
Zunahme erfahren.13) Allerdings
sind davon im Auf und Ab der
Konjunktur vor allem Beschäftigte
in den unteren Lohngruppen be-
troffen.14) 

Auffallend ist der hohe Anteil der
Selbständigen. Während dieser 1979
noch bei 7,3% lag, stieg er bis 1990
auf 13% und pendelt seither um

Tabelle 4
Durchschnittlicher Stundenverdienst 
in Großbritannien und in Deutschland (West) in $

1983 1995

Großbritannien 7,95 $ 12,59 $

Deutschland (West) 9,12 $ 16,74 $*)

*) 1994

Quelle: OECD (1997): National Accounts, eigene Berechnung

Anmerkung zur Berechnung:Die Summe der Arbeitnehmerverdienste (einschließlich Arbeitgeberbeiträge) wird
durch das Jahresarbeitsvolumen dividiert und über die Kaufkraftparitäten in Dollar umgerechnet. Damit erhält
man einen durchschnittlichen volkswirtschaftlichen Stundenlohn.

12,5%. Teilweise wurden selbständi-
ge Tätigkeiten arbeitsmarktpolitisch
gefördert15), teilweise waren sie das
Resultat von Firmenauslagerungen
(outsourcing, contracting out) oder
wurden aufgenommen, weil keine
abhängige Beschäftigung verfügbar
war.16)

Strukturwandel

Die Sektorstrukturen der Wirtschaft
Deutschlands und Groflbritanniens
unterscheiden sich. Der Dienstlei-
stungssektor spielt in Großbritan-
nien mit 70,5% der Erwerbstätigen
in 1995 eine größere Rolle als im
Durchschnitt der EU mit 64,5% und
in Deutschland mit 59,1%. Nicht zu-
letzt durch eine umfassende Deregu-
lierung17) der Produktmärkte wurde
der Strukturwandel in der letzten
Dekade beträchtlich forciert,was am
Wachstum des Dienstleistungssek-
tors um 7,6 Prozentpunkte zwischen
1985 – 1995 abzulesen ist. Dabei ist
festzustellen, daß im Dienstlei-
stungssektor auch viele gutbezahlte
Arbeitsplätze entstanden sind, etwa
im Bereich der unternehmensbezo-
genen Dienstleistungen und im Fi-
nanzsektor.18) 

Niedrige Arbeitskosten aufgrund
moderater Lohnentwicklung und
geringer Lohnnebenkosten, staat-
liche Förderung ausländischer Inve-
stitionen und das Englische als die
Welt- und Kommunikationssprache,
erleichterten seit den 80er Jahren die
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Ansiedlung von japanischen und an-
deren außereuropäischen Unterneh-
men.19) Sie brachten produktions-
technisches Know-how und moder-
ne Managementmethoden ins Land,
die die Produktivität des verarbei-
tenden Sektors steigerten und des-
sen internationale Wettbewerbs-
fähigkeit verbesserten.20) Die Pro-
duktivität verbesserte sich auch
durch die Privatisierung weiter Teile

der staatlich kontrollierten und sub-
ventionierten Wirtschaft (u. a. Bri-
tish Airways,Verkehrsbetriebe,Was-
ser- und Energieversorgung). Dies
wurde allerdings zunächst mit er-
heblichen Freisetzungen in den ge-
nannten Bereichen erkauft.

Arbeitsmarktverfassung
Das Vereinigte Königreich hat seit je-
her eine der am wenigsten regulier-
ten Arbeitsmarktverfassungen der
westlichen Welt. Den OECD-Ran-
kings in der „Jobs Study“ zufolge wei-
sen die Briten in allen Kategorien
(Lohn- und Arbeitszeitflexibilität,
Kündigungsschutz und atypische Be-
schäftigungsformen) weitgehende
Handlungsspielräume für die Ar-
beitsmarktakteure auf. Der rechtlich-
institutionelle Rahmen war und ist
geprägt durch Vertragsfreiheit. Es
gibt keinen Mindestlohn, keine
Rechtsvorschrift zur Arbeitszeit oder
für den Urlaubsanspruch und auch
keinen nennenswerten Kündigungs-
schutz.Deshalb war auch die Deregu-
lierung staatlicher Arbeitsmarktre-
geln nie ein Thema.

Gleichwohl vollzog sich in den letz-
ten beiden Dekaden eine wichtige
Veränderung des institutionellen
Rahmens: Der im Vergleich zu Konti-
nentaleuropa bereits geringere Ein-
fluß der nicht als Branchenverbände
organisierten Gewerkschaften wurde
erheblich weiter geschwächt. Der
Machtverlust der Gewerkschaften
ging einher mit einem spürbaren
Rückgang der Mitgliederzahlen. Im-
mer seltener werden heute Löhne auf
kollektiver Ebene ausgehandelt. Ta-
rifvereinbarungen,die mehr als einen

Arbeitgeber betreffen (multi-em-
ployer-contracts), machen nur noch
ein Viertel aller Arbeitsverträge
aus.21) Das Unternehmen ist inzwi-
schen die Hauptverhandlungsebene
zwischen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern. Die größere Lohnflexibi-
lität hat dazu beigetragen,daß bei der
Festlegung der Arbeitseinkommen
betriebliche oder regionale Beson-
derheiten Berücksichtigung finden
können.22) Im Zuge der Entmach-
tung der Gewerkschaften wurden
von seiten der Regierung auch die
sog. „Wage Councils“ abgeschafft,
deren Funktion darin bestand, Min-
destlöhne in bestimmten Sektoren
festzulegen. Der Wegfall tariflicher
Mindestlöhne und das Fehlen einer
staatlichen Mindestlohngesetzge-
bung dürfte zu der erwähnten zuneh-
menden Lohnspreizung in Großbri-
tannien beigetragen haben.

Ähnlich wie beim Lohn ist auch die
Arbeitszeit zwischen Arbeitgebern

19)Nigel Meager (1997): a. a. O., S. 815
20)Peter Robinson (1997): a. a. O., S. 91 ff.

21)OECD (1996): Economic survey: United Kingdom, Paris, Seite 89
22)Dies könnte z. B. eine Erklärung für die Annäherung der regionalen Arbeitslosenquoten sein.Vgl. OECD

(1996): a. a. O., S. 89
23)Eine der wenigen Kündigungsschutzbestimmungen betrafen Mindestdauern der Beschäftigung für ein Kla-

ge gegen ungerechtfertigte Entlassung (unfair dismissal). Inzwischen wurde die für eine Klage gegen unge-
rechtfertigte Kündigung notwendige Beschäftigungsdauer von 6 Monaten auf zwei Jahre erhöht.

24)Siehe hierzu: Frances Sly, Darren Stillwell (1997):Temporary workers in the Great Britain, in: Department
of Education and Employment: Employment Trends, September 1997, S. 347 ff. und Melanie Kiehl, Helmut
Rudolph, Ulrich Walwei (1997): Befristete Arbeitsverträge in der Europäischen Union, Gutachten im Auf-
trag von Eurostat, Nürnberg

und Arbeitnehmern frei aushandel-
bar. Aufgrund des Fehlens von
Höchstarbeitszeitbeschränkungen
wird die Arbeitszeit neben dem Lohn
zu einem bedeutenden Wettbewerbs-
faktor. So können Arbeitnehmer be-
reit sein, bei gegebenen Löhnen län-
ger zu arbeiten.Auch für die betrieb-
liche Seite können längere Arbeits-
zeiten interessant sein. Dies gilt  vor
allem dann, wenn hoher Einarbei-
tungsaufwand entsteht und durch ei-
ne intensivere Nutzung des Human-
kapitals eine bessere Amortisation
solcher Beschäftigungsfixkosten ge-
geben ist. Eine wenig regulierte Ar-
beitsmarktverfassung geht also nicht
nur mit Lohnspreizung einher, son-
dern tendiert auch zu einer Spreizung
der Arbeitszeiten.

Schließlich ist auch noch auf den
schwach ausgestatteten Kündigungs-
schutz hinzuweisen.23) Da sich Ar-
beitgeber leichter von Arbeitneh-
mern trennen können,schlagen zykli-
sche Schwankungen zwangsläufig
stärker auf den Arbeitsmarkt durch.
Da „normale“ Arbeitsverhältnisse
sehr flexibel gehandhabt werden
können, gibt es keinen Grund, diese
durch den Einsatz atypischer Be-
schäftigungsformen zu umgehen. In-
sofern überrascht es nicht, daß befri-
stete Arbeitsverträge trotz weitrei-
chender Möglichkeiten seltener in
Anspruch genommen werden als in
den meisten anderen, in dieser Hin-
sicht häufig restriktiven EU-Län-
dern.24)
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25) OECD (1989): Employment Outlook, Paris S. 206 ff., OECD (1996): Employment Outlook, Paris S. 206 ff.
26) Das Enterprise Allowance Scheme bzw.dessen Nachfolgeprogramm,das Business Start-up Scheme,wurde im

April 1994 abgeschafft und das Community Action Programme im April 1996 nahezu ersatzlos gestrichen.
Durch das „Enterprise Allowance Scheme“ bzw. das „Business Start-up Scheme“ wurden jährlich bis zu
100.000 Personen durch befristete Weiterzahlung der Arbeitslosenunterstützung während der Startphase in
die Selbständigkeit gefördert. Das „Community Action Programme“ bot vorübergehende subventionierte
Beschäftigung und Training in öffentlicher Verwaltung und gemeinnützigen Einrichtungen.

27) Die Arbeitsuche muß regelmäßig nachgewiesen werden. Ein Vertieftes Gespräch zur Arbeitsuche erfolgt
nach 13 Wochen.Weiterhin droht ein Entzug der Unterstützung, wenn der Arbeitslose ohne wichtigen Grund
eine Beschäftigung auf einem niedrigeren Qualifikationsniveau ablehnt. Ein deutlich niedrigeres Gehalt
zählt dabei nicht als wichtiger Grund.

28) Allerdings wurde deren Umfang von 200 000 Teilnehmer im Jahre 1989 auf 86 000 Teilnehmer 1995 verringert
und die Programmdauer, auf jetzt durchschnittlich 20 Wochen, verkürzt. Siehe Ulrich Walwei (1997): Be-
schäftigungsinitiativen in Großbritannien, IAB Werkstattbericht, Nr. 4/1997, S. 9

29) Dahinter steht die im Vergleich zu Kontinentaleuropa andere Philosophie eines Systems der Sozialen Sicher-
heit. Während z. B. in Deutschland bei Eintreten des Risikos (Krankheit, Arbeitslosigkeit, Alter usw.) mög-
lichst der bisherige – zumindest ein akzeptabler - Lebensstandard beibehalten werden soll, geht das angel-
sächsische System eher vom Prinzip einer Grundsicherung aus. Ein derartiges System erlaubt auch niedrige
Lohnnebenkosten in Form von Sozialversicherungsbeiträgen. Siehe hierzu: Bernd Schulte (1997): Groß-
britannien – Das Ende des Wohlfahrtsstaates, in: Sozialer Fortschritt, Nr. 2/97, S. 30 ff.

Aktive Arbeitsmarktpolitik und soziale 
Absicherung bei Arbeitslosigkeit
Die ausgeprägt flexible Arbeits-
marktverfassung und die Entmach-
tung der Gewerkschaften sind auch
nicht spurlos an der Ausgestaltung
der aktiven und passiven Arbeits-
marktpolitik vorübergegangen. En-
de der 80er Jahre kam es zu einem
Richtungswechsel in der britischen
Arbeitsmarktpolitik, der mit den
mäßigen Wiedereingliederungser-
folgen staatlicher Bildungs- und Ar-
beitsbeschaffungsprogramme und
der sich allgemein bessernden Ar-
beitsmarktsituation begründet wur-
de. Drei Aspekte kennzeichnen die
Richtungsänderung:

Erstens ist das Budget für die (aktive
und passive) Arbeitsmarktpolitik
zurückgefahren worden. Nach Anga-
ben der OECD sank der Anteil der
Ausgaben für die Arbeitsmarktpoli-
tik in Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts von 2,76 % in 1985 auf 1,79 % in
1996.25) Dazu trugen sowohl Kür-
zungen bei den Lohnersatzleistungen
für Arbeitslose (1985: 2,03 %; 1996:
1,33 %) als auch weniger Mittel für
aktive Maßnahmen (1985: 0,73 %;
1996: 0,46 %) bei.

Zweitens verschob sich in diesem
Zeitraum die relative Bedeutung
bestimmter arbeitsmarktpolitischer
Maßnahmen.Ausgaben für angebots-
orientierte Programme (z.B. für Bil-
dungsmaßnahmen) oder die Förde-
rung der Suchaktivitäten der Arbeits-
losen durch die Arbeitsverwaltung
erhielten ein stärkeres Gewicht. Da-
gegen nahm die relative Bedeutung
von eher nachfrageseitigen (arbeits-
platzorientierten) Programmen ab,
wie insbesondere der subventionier-
ten Beschäftigung.

Drittens wurden die auf Arbeitsplatz-
schaffung zielenden Instrumente der
Arbeitsmarktpolitik nicht nur redu-
ziert, sondern auch neu konzipiert.
Im Vordergrund stand seither weni-
ger ein möglicher beschäftigungs-
schaffender Effekt dieser Program-
me, sondern vielmehr die Verbesse-
rung der „Employability“ der Maß-
nahmeteilnehmer.26) Das Dienstlei-
stungsangebot des britischen „Em-
ployment Service“ konzentriert sich

gegenwärtig zum einen auf die Inten-
sivierung der Suchaktivitäten (z.B.
durch eingehende Beratung, Bewer-
bertraining). Dabei wird auch ein ge-
wisser Druck zur Aufnahme einer
Arbeit ausgeübt.27) Zum anderen
bietet der „Employment Service“
gezielte Hilfen (Training, subven-
tionierte Beschäftigung) für Lang-
zeitarbeitslose sowie Jugendliche an.
Eine besondere Rolle bei dieser Ziel-
gruppenförderung spielen staatlich
geförderte Ausbildungsmaßnahmen
(Training for Work).28) 

Die Labour-Regierung wird wohl die
Ausrichtung der Arbeitsmarktpolitik
nicht grundsätzlich ändern. Aller-
dings erleben kombinierte Bildungs-
und Beschäftigungsprogramme für
arbeitslose Jugendliche und Lang-
zeitarbeitslose eine Renaissance. Pri-
orität des von Labour im Rahmen des
„New Deal“ vorgelegten Beschäfti-
gungsprogramms ist die Verbesse-
rung der Beschäftigungsfähigkeit
(Employability) der genannten Ziel-
gruppen. Dieses für ca. 500 000 Teil-
nehmer geplante Beschäftigungspro-
gramm soll durch eine einmalige Son-
dersteuer auf Gewinne privatisierter
Unternehmen finanziert werden.
Erwartet werden rund 5 Milliarden
Pfund. Im Rahmen dieses auch „Wel-
fare to Work“ genannten Program-
mes wird allen Arbeitslosen unter 25
Jahren, die länger als 6 Monate keine
Arbeit haben, sowie älteren Arbeits-
losen mit mindestens 2jähriger Ar-
beitslosigkeitsdauer, eines der fol-
genden Angebote gemacht:

■ Eine sechsmonatige subventio-
nierte Beschäftigung im „ersten“ Ar-
beitsmarkt. Der einstellende Betrieb
erhält dafür einen Lohnkostenzu-
schuß von 60 Pfund pro Woche.

■ Die Beschäftigung in einer ge-
meinnützigen Einrichtung oder in
einer Umweltinitiative.

■ Teilnahme in einer Vollzeit-Bil-
dungsmaßnahme.

Bei Nichtannahme einer dieser Op-
tionen wird die Arbeitslosenunter-
stützung gestrichen. Die Beschäfti-
gungsoptionen enthalten einen Bil-
dungsanteil von einem Tag pro Wo-
che.

Die Lohnersatzleistungen bei Ar-
beitslosigkeit waren in Großbri-
tannien immer vergleichsweise nied-
rig.29) In den achtziger Jahren wurden
die Leistungen weiter verringert und
die Voraussetzungen zum Bezug von
Arbeitslosenunterstützung enger ge-
faßt. Im Oktober 1996 ist eine grund-
legende Reform des Systems der Ar-
beitslosenunterstützung in Kraft ge-
treten. Es wurde eine einheitliche
Arbeitslosenunterstützung, die sog.
„Jobseeker’s Allowance“ eingeführt.
Dieses Arbeitslosengeld in Form
einer gleichbleibenden Pauschalsum-
me beträgt nur noch rund 50 Pfund
pro Woche für den Arbeitslosen (ca.
600 DM im Monat) und wird nur
mehr für 6 Monate gezahlt. Danach
kommt nur noch eine gleich hohe,
aber bedürftigkeitsabhängige Lei-
stung in Betracht. Wessen Ersparnis-
se mehr als 8 000 Pfund betragen, fällt
aus dem Leistungsbezug. Die schwa-
che soziale Absicherung übt Druck
für flexibles Verhalten am Arbeits-
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31)OECD (1996): a. a. O., S. 14; Herbstgutachten der wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute,
abgedruckt in:DIW (1997):Die Lage der Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft im Herbst 1997,DIW
Wochenbericht 44/97, S. 861 und Jahresgutachten 1997/98 des Sachverständigenrates zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung,Bundesratsdrucksache 915/97,Bonn,S.206;DIW Wochenbericht vom
14. März 1996, S. 183

32)Rentnerhaushalte sind ausgeschlossen. Siehe zu „workless households“ Ian Bell, Nicola Houston, Robert
Hayes: Workless households, unemployment and economic inactivity, in: Department of Education and
Employment:Labour Market Trends, September 1997,S.339 ff. Nach Angaben von Eurostat war der Anteil
der Personen in armen Haushalten 1993 im Vereinigten Königreich mit 22% der zweithöchste in der EU,
beim Anteil der Kinder in armen Haushalten lag das VK mit 32% an der Spitze.Zum Vergleich D:11% bzw.
13%. Als Armutsschwelle wird in der EU ein Einkommen angesehen, welches unter 50% des nationalen
Durchschnitts liegt.Vgl. Eurostat (1997): Einkommensverteilung und Armut im Europa der Zwölf – 1993,
Statistik Kurzgefaßt, Nr. 6/1997, Luxemburg

33)Großbritannien würde heute alle Kriterien des Maastricht-Vertrages erfüllen.

markt aus. Die 96er Reformen im
Transfersystem zielten darauf ab, den
Arbeitsanreiz für Arbeitslose zu er-
höhen und Fehlanreize möglichst zu
vermeiden. So gilt seitdem, daß be-
stimmte familienbezogene Sozial-
transfers erst dann beansprucht wer-
den können,wenn eine Erwerbstätig-
keit aufgenommen wird.30)

Auch die neue Regierung strebt wei-
tere Entlastungen bei den Sozialver-
sicherungsbeiträgen und der Ein-
kommensteuer für Geringverdiener
an.Viel zu oft führten bei der Arbeits-
aufnahme von Personen mit niedri-
gen Löhnen der Wegfall von Sozial-
transfers und das frühe Einsetzen der
Steuerpflicht noch dazu, daß beim
Wechsel von Arbeitslosigkeit in Be-

schäftigung kaum etwas zusätzlich
übrig blieb.Daraus ergab sich in nicht
wenigen Fällen eine sog. „Arbeitslo-
sigkeitsfalle“ (unemployment trap).
Damit sich Arbeit (nach Bezug von
Sozialleistungen) lohnt, werden
Niedriglohnbezieher von der Ein-
kommenssteuer und von Beiträgen
zur Sozialversicherung befreit. Da-
durch steigt das Nettoeinkommen
von Geringverdienern. Mit der Wei-
terentwicklung des „Family Credit“ –
einer Art negativer Einkommen-
steuer – zum „Working Families Tax

Credit“ soll ein Mindesteinkommen
garantiert werden. Für eine Familie
mit Kind (auch für Alleinerziehende)
liegt dies beispielsweise bei 180
Pfund pro Woche, wenn ein eigener
Wochenverdienst von 100 Pfund aus
Vollzeittätigkeit (mehr als 30 Stun-
den) erzielt wird. Zu erwähnen ist in
diesem Zusammenhang noch,daß die
Regierung die Einführung eines ge-
setzlichen Mindestlohnes plant. Eine
Kommission soll hierfür Vorschläge
ausarbeiten.

Fazit
In den 70er Jahren war Großbritan-
nien wirtschaftlich gesehen zum
kranken Mann Europas geworden.
In den 80er und 90er Jahren hat es
seine Wirtschafts- und Arbeits-
marktverfassung durch Steuer- und
Abgabensenkung und eine massive
Einschränkung gewerkschaftlicher
Rechte umgestaltet. Ähnlich wie der
amerikanische Arbeitsmarkt ist der
britische durch große Flexibilität ge-
prägt. So gab es schon immer keinen
nennenswerten gesetzlichen Kündi-
gungsschutz, keinen Mindestlohn,
keine Rechtsvorschriften zu Ar-
beitszeiten oder Urlaubsansprü-
chen. Allerdings ist – anders als in
den USA – niemand von einer sozia-
len Grundsicherung, z. B. bei Krank-
heit, ausgeschlossen.

Die massive Beschränkung des ge-
werkschaftlichen Einflusses verän-
derte den Lohnfindungsprozeß und
die Lohnentwicklung nachhaltig:
Die Löhne stiegen nur gering, die
Lohndifferenzierung nahm zu. Nach
dem Urteil der OECD und des
Herbstgutachtens 1997 der deut-
schen Wirtschaftsforschungsinstitu-
te ist die Lohnzurückhaltung in
Großbritannien einer der wesentli-
chen Gründe, warum der Auf-

schwung bisher recht stetig und ohne
Inflation verläuft.31) 

Die Schattenseite des Aufschwungs
ist die zunehmende Lohndisparität –
vor allem nach unten.So entsteht das
Problem von Armut trotz Arbeit und
die Konzentration der Armut auf be-
stimmte Gruppen (z. B. Alleinerzie-
hende). Besorgniserregend ist auch,
daß der Anteil der Haushalte ohne
irgendeinen Erwerbstätigen (work-
less households) kontinuierlich ge-
stiegen ist und inzwischen bei 20%
liegt.32) Da die Sozialtransfers ver-
gleichsweise niedrig sind,bleiben für
diese Haushalte wenig Mittel für den
Lebensunterhalt.

Leicht wird übersehen, daß die kon-
junkturelle Wende von der Freigabe
des Wechselkurses im Herbst 1992
eingeleitet wurde, die über eine Ab-

30)Dies gilt z. B. beim „Family Credit“, eine Art negativer Einkommenssteuer: Für Familien mit Kindern und
niedrigem Verdienst wird bei einer Mindeststundenzahl von 16 Wochenstunden ein Zuschuß gewährt.
Dieser beträgt im Durchschnitt 50 Pfund (ca. 150 DM) pro Woche. Zur Zeit erhalten ca. 600 000 Familien
einen derartigen Zuschuß. Ein ähnliches Programm für Familien ohne Kinder läuft auf Pilotbasis unter
„Earnings Top-up“.Vgl. OECD (1996): a. a. O., S. 124

wertung den Export ankurbelte. Zu-
gleich sanken die Leitzinsen, was die
Investitionen anregte. Hinzu kam die
vorübergehende Hinnahme eines ho-
hen Staatsdefizits zwischen 1992/93
und 1994/95 von 5% – 7% des Sozial-
produkts, was die expansiven Kräfte
unterstützte.Als sich der Aufschwung
verstärkte, konnte mit der Konsoli-
dierung des Staatshaushaltes begon-
nen werden.33) Allerdings wird die
Auswirkung der Abwertung von 1992
durch den inzwischen wieder gestie-
genen Pfundkurs „korrigiert“. Wie
bereits erwähnt, befindet sich Groß-
britannien im Vergleich zu Deutsch-
land in einer fortgeschrittenen Phase
des Konjunkturzyklus. Es bleibt ab-
zuwarten, ob der gegenwärtige Auf-
schwung trägt und zu weiteren Be-
schäftigungserfolgen führt. Zumin-
dest deuten die bisher erkennbaren
Signale in diese Richtung.


